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Text BOStrab Stand BGBl vom 22.12.2016 Änderungsentwurf BOStrab Stand 16.04.2018 
 
Erläuterungen:  
Es sind in dieser Synopse nur §§ aufgeführt, bei denen Änderungen vorgesehen sind.  
Werden bei einem Absatz keine Änderungen vorgenommen, bleibt die rechte Seite frei. Ausnahme: § wird insgesamt neu gefasst (hier: § 19).  
 
§ 2 Grundregeln § 2 Grundregeln 
(1) Betriebsanlagen, Fahrzeuge oder Teile davon müssen so beschaffen 
sein, dass sie den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. 
Die Anforderungen an Betriebsanlagen, Fahrzeuge oder Teile davon 
gelten als erfüllt,  
1. wenn die Betriebsanlagen, Fahrzeuge oder Teile davon hinsichtlich 
ihrer Beschaffenheit den für sie unmittelbar geltenden Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union und den für 
sie geltenden Rechtsvorschriften, mit denen Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union in deutsches 
Recht umgesetzt sind, entsprechen, oder 
2. soweit solche Rechtsvorschriften nicht bestehen, wenn die 
Betriebsanlagen, Fahrzeuge oder Teile davon nach den Vorschriften 
dieser Verordnung, nach den von der Technischen Aufsichtsbehörde 
und von der Genehmigungsbehörde getroffenen Anordnungen sowie 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik gebaut sind und 
betrieben werden. 

 

(2) Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann 
abgewichen werden, wenn mindestens die gleiche Sicherheit gegenüber 
der Technischen Aufsichtsbehörde nachgewiesen wird. 

(2) Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann 
abgewichen werden, wenn die Erfüllung der Anforderungen an 
Sicherheit und Ordnung gegenüber der Technischen Aufsichtsbehörde 
nachgewiesen wird. 

§ 3 Allgemeine Anforderungen an den Bau  
der Betriebsanlagen und Fahrzeuge 

§ 3 Allgemeine Anforderungen an den Bau  
der Betriebsanlagen und Fahrzeuge 

(1) Betriebsanlagen und Fahrzeuge müssen so gebaut sein, daß ihr 
verkehrsüblicher Betrieb niemanden schädigt oder mehr als 
unvermeidbar gefährdet oder behindert. Sie müssen insbesondere so 
gebaut sein, daß  
1. die höchsten betrieblich auftretenden Beanspruchungen 
mechanischer, elektrischer und thermischer Art ohne 

(1) Betriebsanlagen und Fahrzeuge müssen so gebaut sein, daß ihr 
verkehrsüblicher Betrieb niemanden schädigt oder mehr als 
unvermeidbar gefährdet oder behindert. Sie müssen insbesondere so 
gebaut sein, daß  
1. die höchsten betrieblich auftretenden Beanspruchungen mechanischer, 
elektrischer und thermischer Art ohne Betriebsgefährdung 
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Betriebsgefährdung aufgenommen werden können, 
2. gefahrbringende Teile und Einrichtungen nicht unbeabsichtigt berührt 
werden können, 
3. die Entstehung und Ausbreitung von Bränden durch vorbeugende 
Maßnahmen erschwert werden und im Brandfall die Möglichkeit zur 
Selbst- oder Fremdrettung von Personen sowie zur Brandbekämpfung 
besteht, 
4. bei Gleichstrombahnen mit Energieübertragung über Fahrschienen 
nachteilige Wirkungen der Streustromkorrosion gering sind, 
5. Bauteile und Einrichtungen gegen äußere Einflüsse geschützt sind, 
soweit es betrieblich erforderlich ist, 
6. das Bestehenbleiben zu hoher Berührungsspannungen durch 
Schutzmaßnahmen verhindert wird, 
7. durch elektrische Beeinflussungen die Betriebssicherheit nicht 
beeinträchtigt werden kann, 
8. Störungen im Betriebsablauf zügig beseitigt werden können. 
[§ 3 Abs. 2 bis 6 unverändert] 

aufgenommen werden können, 
2. gefahrbringende Teile und Einrichtungen nicht unbeabsichtigt berührt 
werden können, 
3. die Entstehung und Ausbreitung von Bränden durch vorbeugende 
Maßnahmen erschwert werden und im Brandfall die Möglichkeit zur 
Selbst- oderund Fremdrettung von Personen sowie zur 
Brandbekämpfung besteht, 
4. bei Gleichstrombahnen mit Energieübertragung über Fahrschienen 
nachteilige Wirkungen der Streustromkorrosion gering sind, 
5. Bauteile und Einrichtungen gegen äußere Einflüsse geschützt sind, 
soweit es betrieblich erforderlich ist, 
6. das Bestehenbleiben zu hoher Berührungsspannungen durch 
Schutzmaßnahmen verhindert wird, 
7. durch elektrische Beeinflussungen die Betriebssicherheit nicht 
beeinträchtigt werden kann, 
8. Störungen im Betriebsablauf zügig beseitigt werden können. 
 

§ 4 Allgemeine Anforderungen an den Betrieb § 4 Allgemeine Anforderungen an den Betrieb  
(1) Betriebsbedienstete sind in der für einen sicheren und 
ordnungsgemäßen Betrieb erforderlichen Anzahl einzusetzen. 

 

(2) Betriebsanlagen und Fahrzeuge sind instandzuhalten. Treten an 
ihnen während des Betriebes Mängel auf, die die Betriebssicherheit 
beeinträchtigen können, sind sie ganz oder teilweise außer Betrieb zu 
nehmen und erforderlichenfalls abzusichern. 

 

(3) Den Betrieb gefährdende oder störende Umstände sind, sofern sie 
nicht durch selbsttätige Einrichtungen der zuständigen Betriebsstelle 
angezeigt werden, dieser nach Feststellung unverzüglich zu melden. Der 
Unternehmer ist verpflichtet, für die Betriebssicherheit wichtige nicht 
personenbezogene Daten zu erheben und aufzuzeichnen. 

(3) Den Betrieb gefährdende oder störende Umstände sind, sofern sie 
nicht durch selbsttätige Einrichtungen der zuständigen Betriebsstelle 
angezeigt werden, dieser nach Feststellung unverzüglich zu melden. Der 
Unternehmer ist verpflichtet, für die Betriebssicherheit wichtige nicht 
personenbezogene Daten zu erheben und aufzuzeichnen. [siehe neuer 
Absatz 5] 

(4) Durch betriebliche Vorkehrungen ist dafür zu sorgen, dass 
Betriebsstörungen zügig beseitigt werden, bei Unfällen und gefährlichen 
Ereignissen unverzüglich Hilfe geleistet wird und insbesondere bei 
Brandfällen die Möglichkeit zur Selbst- oder Fremdrettung von 

(4) Durch betriebliche Vorkehrungen ist dafür zu sorgen, dass 
Betriebsstörungen zügig beseitigt werden, bei Unfällen und gefährlichen 
Ereignissen unverzüglich Hilfe geleistet wird und insbesondere bei 
Brandfällen die Möglichkeit zur Selbst- oderund Fremdrettung von 
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Personen besteht. Personen besteht. 
 (5) Der Unternehmer hat  

1. Aufzeichnungen über die im Sechsten Abschnitt geregelten 
betrieblichen Sachverhalte zu führen,  
2. die über nachrichtentechnische Anlagen nach § 23 geführte 
sicherheitsrelevante Kommunikation mit Betriebsstellen aufzuzeichnen 
und  
3. die von den in § 33 Absatz 13 genannten Geräten 
aufgezeichneten Fahrdaten zu speichern,  
soweit dies erforderlich ist, um den Betrieb sicher führen zu können, den 
Zustand und die Instandhaltung der Anlagen und Fahrzeuge zu 
dokumentieren, die Ursachen gefährlicher Ereignisse aufklären zu 
können und der Technischen Aufsichtsbehörde die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Soweit es sich um personenbezogene Daten 
handelt, sind diese, unbeschadet anderer durch Rechtsvorschriften 
festgelegter Fristen, nach spätestens 96 Stunden zu löschen, es sei denn, 
ihre Kenntnis ist für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung 
weiterhin erforderlich. 

§ 5 Technische Aufsicht § 5 Technische Aufsicht  
(1) Die Technische Aufsichtsbehörde nach § 54 Abs. 1 Satz 3 des 
Personenbeförderungsgesetzes überwacht die Einhaltung der 
Vorschriften dieser Verordnung. Sie führt in Erfüllung dieser Aufgabe 
insbesondere die erforderlichen Prüfungen durch und trifft die 
notwendigen Anordnungen. Entscheidungen anderer Behörden mit 
Ausnahme der nach Landesrecht zuständigen Straßenverkehrsbehörde, 
die die Sicherheit und Ordnung des Straßenbahnbetriebes betreffen 
können, dürfen nur im Einvernehmen mit der Technischen 
Aufsichtsbehörde getroffen werden; dies gilt nicht, soweit es sich um 
Behörden des Bundes handelt. 

 

(2) 1Die Technische Aufsichtsbehörde kann sich bei der Ausübung der 
technischen Aufsicht anderer sachkundiger Personen oder Stellen 
bedienen. 2Dazu gehört auch der Betriebsleiter nach § 8. 3Andere 
sachkundige Personen oder Stellen müssen rechtlich und wirtschaftlich 
unabhängig von dem Unternehmer und dem Vorhabenträger nach § 7 

(2) 1Die Technische Aufsichtsbehörde kann sich bei der Ausübung der 
technischen Aufsicht anderer sachkundiger Personen oder Stellen 
bedienen. 2Dazu gehört auch der Betriebsleiter nach § 8. 3Andere 
sachkundige Personen oder Stellen müssen rechtlich und wirtschaftlich 
unabhängig von dem Unternehmer und dem Vorhabenträger nach § 7 
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Absatz 7 sein. Absatz 7 sein. 
(3) Erfordert die ordnungsgemäße Herstellung von Betriebsanlagen, 
Fahrzeugen oder Bauteilen in besonderem Maße die Sachkunde und 
Erfahrung der damit betrauten Personen oder eine Ausstattung mit 
besonderen Einrichtungen, kann die Technische Aufsichtsbehörde vom 
Unternehmer den Nachweis verlangen, daß er oder der beauftragte 
Hersteller über solche Fachkräfte oder Einrichtungen verfügt und sie bei 
der Herstellung einsetzt. 
 

 

(4) Bestehen Zweifel, daß Betriebsanlagen, Fahrzeuge oder die 
Betriebsdurchführung den Vorschriften dieser Verordnung entsprechen, 
kann die Technische Aufsichtsbehörde vom Unternehmer die Vorlage 
besonderer Nachweise oder Gutachten verlangen. 

 

(5) Stellt die Technische Aufsichtsbehörde fest, daß der Unternehmer 
seinen Pflichten nach § 7 nicht nachkommt, trifft sie die erforderlichen 
Maßnahmen. Insbesondere kann sie  
1. ihm für die Beseitigung von Mängeln eine angemessene Frist setzen, 
2. bei unzureichender Sicherheit die Unterbrechung oder Einstellung 
von Bauarbeiten anordnen oder die Benutzung bestimmter 
Betriebsanlagen und Fahrzeuge beschränken oder untersagen. 

 

§ 16 Bahnkörper § 16 Bahnkörper 
[Abs. 1 bis 3 unverändert und hier nicht abgedruckt] 
(4) Bahnkörper sind straßenbündige, besondere oder unabhängige 
Bahnkörper. Straßenbündige Bahnkörper sind mit ihren Gleisen in 
Fahrbahnen oder Gehwege eingebettet. Besondere Bahnkörper liegen 
im Verkehrsraum öffentlicher Straßen, sind jedoch vom übrigen 
Verkehrsraum mindestens durch Bordsteine oder Hecken oder 
Baumreihen oder andere ortsfeste körperliche Hindernisse getrennt. 
Zum besonderen Bahnkörper gehören auch Bahnübergänge nach § 20 
Absatz 1 Satz 3 mit Vorrang für die Straßenbahn, wenn sie 
entsprechend § 20 Absatz 3 oder 4 gesichert sind. Unabhängige 
Bahnkörper befinden sich auf Grund ihrer Lage oder Bauart außerhalb 
des Verkehrsraums öffentlicher Straßen. Zum unabhängigen 
Bahnkörper gehören auch die Bahnübergänge nach § 20 Absatz 1 Satz 
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2. 
(5) An den für das Überqueren durch Fußgänger vorgesehenen Stellen 
über einen besonderen Bahnkörper müssen zwischen diesem und 
unmittelbar angrenzenden Fahrbahnen Aufstellflächen für Fußgänger 
vorhanden sein, wenn das durchgängige Überqueren von Bahnkörper 
und Straße nicht durch Lichtzeichen geregelt ist. 

(5) An den für das Überqueren durch Fußgänger vorgesehenen Stellen 
über einen besonderen Bahnkörper müssen zwischen diesem und 
unmittelbar angrenzenden Fahrbahnen Aufstellflächen für Fußgänger 
vorhanden sein, wenn das durchgängige Überqueren von Bahnkörper 
und Straße nicht durch Lichtzeichen geregelt ist. Im Übrigen bleibt die 
Verantwortung des Straßenbaulastträgers unberührt. 

(6) Bei Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer muß durch Einfriedungen oder 
auf andere Weise das unbefugte Betreten, Befahren oder Benutzen des 
Bahnkörpers verhindert sein. Wenn es die Betriebssicherheit erfordert, 
kann die Technische Aufsichtsbehörde dies auf bestimmten 
Streckenabschnitten auch bei anderen Betriebsarten verlangen. 

 

§ 19 Sicherheitsräume § 19 Rettungswege, Sicherheitsräume 
[§ 19 wird insgesamt neu gefasst] (1) Entlang von Gleisanlagen ist ein Rettungsweg vorzuhalten, der die 

Selbst- und Fremdrettung von Personen ermöglicht. Der Rettungsweg 
muss aus Fahrzeugen sicher erreichbar sein. 

 (2) Die Mindestanforderungen an einen Rettungsweg sind: 
1. die Gehfläche muss befestigt, eben und hindernisfrei sein, 
2. die Mindestbreite beträgt 0,80 Meter, 
3. die Mindesthöhe über der Standfläche beträgt 2,25 Meter. 
Die Querschnittsfläche des Rettungsweges darf nicht in die 
Lichtraumumgrenzung hineinragen. 

 (3) Sonstige öffentliche Flächen können Teil des Rettungswegs sein. 
Dasselbe gilt für Teilbereiche öffentlicher Verkehrswege, soweit es sich 
hierbei nicht um Bundesautobahnen und Kraftfahrstraßen handelt, und 
soweit diese Teilbereiche öffentlicher Verkehrswege im jeweiligen 
konkreten Einzelfall geeignet sind und der Straßenbaulastträger nach § 
31 Absatz 1 des Personenbeförderungsgesetzes zugestimmt hat. 

 (4) Bei hochliegenden Gleisen kann auf einen Rettungsweg verzichtet 
werden, wenn die Sicherheit der Fahrgäste auf andere Weise 
gewährleistet ist, insbesondere durch Vorkehrungen zur unverzüglichen 
Selbst- oderund Fremdrettung im Notfall. 

(1) Zum Schutz von Personen muß neben jedem Gleis außerhalb der 
Lichtraumumgrenzung ein Sicherheitsraum vorhanden sein. Er muß 

(5) An Stellen, an denen Personen vor herannahenden 
Schienenfahrzeugen nicht auf den Rettungsweg ausweichen können, ist 
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vom Gleis aus und durch Türen der Fahrzeuge erreichbar sein. 
Zwischen zwei Gleisen genügt ein gemeinsamer Sicherheitsraum. 

ein Sicherheitsraum erforderlich. 

(2) Sicherheitsräume müssen mindestens 0,7 m breit und 2,0 m hoch 
sein und lotrecht stehen. Bei Abweichungen des Tunnelquerschnitts von 
der Rechteckform darf die Breite des Sicherheitsraumes im oberen und 
unteren Bereich geringfügig eingeschränkt sein. 

(6) Sicherheitsräume müssen mindestens 0,7 Meter breit und 2,0 Meter 
hoch  sein und lotrecht stehen. Bei Abweichungen des 
Tunnelquerschnitts  von der Rechteckform darf die Breite des 
Sicherheitsraumes im oberen und unteren Bereich geringfügig 
eingeschränkt sein. 

(3) Unterbrechungen von Sicherheitsräumen durch Einbauten, 
insbesondere durch Stützen oder Signalanlagen, sind auf kurzen Längen 
zulässig, wenn dabei zwischen den Einbauten und dem Fahrzeug ein 
Abstand von mindestens 0,45 m vorhanden ist. Dieser Abstand braucht 
bei Einbauten in gemeinsamen Sicherheitsräumen nach Absatz 1 Satz 3 
nur auf einer Seite vorhanden zu sein. 

(7) Unterbrechungen von Sicherheitsräumen durch Einbauten, 
insbesondere durch Stützen oder Signalanlagen, sind auf kurzen Längen 
zulässig, wenn zwischen den Einbauten und dem Fahrzeug ein Abstand 
vorhanden ist, der nach Stillstand des Fahrzeugs ein Verlassen des 
Sicherheitsraums ermöglicht. 

(4) Im Verkehrsraum öffentlicher Straßen, ausgenommen Autobahnen 
und Kraftfahrstraßen, gilt als Sicherheitsraum der an den Bahnkörper 
angrenzende Teil des Verkehrsraums. 

 

(5) In Haltestellen gilt als Sicherheitsraum der Raum auf den 
Bahnsteigen, wenn deren Oberkante nicht mehr als 0,5 m über der 
begehbaren Fläche des Bahnkörpers liegt. Bei größerem 
Höhenunterschied muß ein Sicherheitsraum entweder auf der anderen 
Seite des Gleises oder unter dem Bahnsteig angeordnet sein. 

 

(6) Sicherheitsräume unter Bahnsteigen müssen mindestens 0,7 m breit 
und 0,7 m hoch sein. Sie müssen auch bei besetztem Gleis zugänglich 
sein; vor ihnen dürfen keine Stromschienen liegen und darin keine 
Einbauten vorhanden sein. 

(8) Wenn Sicherheitsräume unter Bahnsteigen oder Laufstegen 
erforderlich sind, müssen diese mindestens 0,7 Meter breit und 
0,7 Meter hoch sein. Sie müssen auch bei besetztem Gleis zugänglich 
sein; vor ihnen dürfen keine Stromschienen liegen und darin keine 
Einbauten vorhanden sein. 

(7) Bei Laufstegen im Bereich von Abstellanlagen gelten die Absätze 5 
und 6 entsprechend. 

 

(8) Bei hochliegenden Gleisen kann auf Sicherheitsräume verzichtet 
werden, wenn die Sicherheit der Fahrgäste und der Betriebsbediensteten 
auf andere Weise gewährleistet ist, insbesondere durch Vorkehrungen 
zur unverzüglichen Selbst- oder Fremdrettung im Notfall. 

 

§ 31 Haltestellen § 31 Haltestellen 
(7) Die Höhen von Bahnsteigoberflächen, Fahrzeugfußboden und (7) Die Höhen von Bahnsteigoberflächen, Fahrzeugfußboden und 
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Fahrzeugtrittstufen müssen so aufeinander abgestimmt sein, daß die 
Fahrgäste bequem ein- und aussteigen können. Die Bahnsteigoberfläche 
soll nicht höher liegen als der Fahrzeugfußboden in seiner tiefsten Lage; 
sie muß rutschhemmend sein. 

Fahrzeugtrittstufen müssen so aufeinander abgestimmt sein, dass die 
Fahrgäste bequem ein- und aussteigen können. Der Höhenunterschied 
zwischen Oberfläche des Bahnsteigs und Fahrzeugfußboden ist unter 
Berücksichtigung der Belastungs- und Verschleißparameter der 
eingesetzten Fahrzeuge zu minimieren. Die Bahnsteigoberfläche soll 
nicht höher liegen als der Fahrzeugfußboden in seiner tiefsten Lage; sie 
muss rutschhemmend sein. 

§ 46 Informationseinrichtungen § 46 Informationseinrichtungen 
(3) Personenfahrzeuge müssen Einrichtungen haben  
1. zur Ansage der nächsten Haltestelle und sonstiger betrieblicher 
Hinweise, 
2. zur Abgabe und Bestätigung des Haltewunsches, sofern an einzelnen 
Haltestellen nur bei Bedarf gehalten wird. 
[die übrigen Absätze des § 46 bleiben unverändert] 

(3) Personenfahrzeuge müssen Einrichtungen haben  
1. zur Ansage der nächsten Haltestelle und sonstiger betrieblicher 
Hinweise, 
2. zur Abgabe und Bestätigung des Haltewunsches mindestens im 
Bereich jeder Tür, sofern an einzelnen Haltestellen nur bei Bedarf 
gehalten wird. 

§ 51 Signale § 51 Signale 
 
(11) Werden bei Fahren auf Sicht Weichen mit Geschwindigkeiten von 
mehr als 15 km/h gegen die Spitze befahren, müssen Weichensignale W 
11, W 12 oder W 13 gezeigt werden. Das Zeigen der Weichensignale ist 
nicht erforderlich, wenn diese in Zugsicherungsanlagen eingebunden 
sind oder ein Fahrsignal abhängig von der Weichenlage gesteuert wird 
und entsprechend gekennzeichnet ist.  
[die übrigen Absätze des § 51 bleiben unverändert] 

(11) Werden bei Fahren auf Sicht Weichen mit Geschwindigkeiten von 
mehr als 15 km/h gegen die Spitze befahren, müssen Weichensignale W 
11, W 12 oder W 13 gezeigt werden. Das Zeigen der Weichensignale ist 
nicht erforderlich, wenn diese in Zugsicherungsanlagen eingebunden 
sind oder ein Fahrsignal abhängig von der Weichenlage gesteuert wird 
und entsprechend gekennzeichnet ist. Das Zeigen von Weichensignalen 
ist nicht erforderlich, wenn die Weichen in Zugsicherungsanlagen 
eingebunden sind oder ein Fahrsignal abhängig von der Weichenlage 
gesteuert wird und entsprechend gekennzeichnet ist. 

§ 53 Besetzen der Züge mit Fahrbediensteten § 53 Besetzen der Züge mit Fahrbediensteten 
(1) Jeder Zug muß während der Fahrt mit einem streckenkundigen 
Fahrzeugführer besetzt sein. 

 

(2) Abweichend von Absatz 1 brauchen Züge unabhängiger Bahnen 
nicht mit Fahrzeugführern besetzt zu sein, wenn  
1. Anlagen und Einrichtungen für selbsttätigen Fahrbetrieb vorhanden 
sind, die den Forderungen des § 22 entsprechen und nach § 52 Abs. 3 
überwacht werden, 
2. regelmäßig überprüft wird, daß der lichte Raum des Gleises von 
Personen und von sicherungstechnisch nicht erfaßbaren Hindernissen 

(2) Abweichend von Absatz 1 brauchen Züge unabhängiger Bahnen 
nicht mit Fahrzeugführern besetzt zu sein, wenn  
1. Anlagen und Einrichtungen für selbsttätigen Fahrbetrieb vorhanden 
sind, die den Forderungen des § 22 entsprechen und nach § 52 Abs. 3 
überwacht werden, 
2. regelmäßig überprüft wird, daß der lichte Raum des Gleises von 
Personen und von sicherungstechnisch nicht erfaßbaren Hindernissen 
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frei ist, 
3. mögliche Entgleisungen sicher im System erkannt werden können, 
4. zwischen den Fahrgästen und einer Betriebsstelle Sprechmöglichkeit 
besteht und 
5. die Fahrgäste im Notfall unverzüglich gerettet werden können. 

frei ist, 
3. mögliche Entgleisungen sicher im System erkannt werden können, 
Entgleisungen unmittelbar im System erkannt werden und eine 
geeignete Beeinflussung der Zugsteuerung erfolgt, 
4. zwischen den Fahrgästen und einer Betriebsstelle Sprechmöglichkeit 
besteht und 
5. die Fahrgäste im Notfall unverzüglich gerettet werden können. 

(3) Betriebszüge müssen außer mit dem Fahrzeugführer mit mindestens 
einem weiteren Fahrbediensteten besetzt sein, wenn sie nicht mit einer 
Sicherheitsfahrschaltung nach § 38 Abs. 2 ausgerüstet sind oder ohne 
Zugsicherungseinrichtungen nach § 38 Abs. 3 Strecken mit 
Zugsicherungsanlagen befahren. 

 

(4) Läßt sich ein schadhaft gewordener Zug nicht mehr von der 
Zugspitze aus führen, ist diese mit einem Fahrbediensteten zu besetzen, 
der dem Fahrzeugführer über Sprechfunk oder in anderer Weise 
Aufträge für die Zugbewegung gibt und Gefährdete warnt. 

 

§ 55 Teilnahme am Straßenverkehr § 55 Teilnahme am Straßenverkehr 
(1) Auf straßenbündigem Bahnkörper nehmen die Züge am 
Straßenverkehr teil. Dabei müssen die Fahrzeugführer die sie 
betreffenden Vorschriften der Straßenverkehrs-Ordnung beachten. 

 

(2) Züge, die am Straßenverkehr teilnehmen, dürfen nicht länger als 75 
m sein. 

(2) Züge, die am Straßenverkehr teilnehmen, dürfen nicht länger als 75 
m sein und sie müssen für andere Verkehrsteilnehmer in ausreichendem 
Maß erkennbar sein. 

(3) Auf besonderen und unabhängigen Bahnkörpern einschließlich der 
Bahnübergänge im Sinne des § 16 Absatz 4 Satz 4 und 6 nehmen die 
Züge nicht am Straßenverkehr teil. 

 

§ 57 Instandhaltung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge § 57 Instandhaltung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge 
(1) Die Instandhaltung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge umfaßt 
Wartung, Inspektionen und Instandsetzungen; sie muß sich mindestens 
auf die Teile erstrecken, deren Zustand die Betriebssicherheit 
beeinflussen kann. 

bei § 57 Abs. 3 Nr. 2 (Energieversorgungsanlagen) die Angabe “5 
Jahre” durch „4 Jahre“ zu ersetzen. 

(2) Art und Umfang der Wartung und der Inspektionen haben sich nach 
Bauart und Belastung der Betriebsanlagen und der Fahrzeuge zu richten. 

 

(3) Inspektionen sind planmäßig wiederkehrend innerhalb folgender (3) Inspektionen sind planmäßig wiederkehrend innerhalb folgender 
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Fristen durchzuführen  
1. Tunnel und Haltestellenbauwerke, sonstige Bahnbauwerke, 
ausgenommen Erdbauwerke                 10 Jahre,  
2. Energieversorgungsanlagen                     5 Jahre,  
3. Brücken                                                    6 Jahre,  
4. Fahrleitungsanlagen                                 5 Jahre,  
5. Gleisanlagen                                             5 Jahre,  
6. Zugsicherungsanlagen                              5 Jahre,  
7. Signalanlagen                                           5 Jahre,  
8. die Betriebssicherheit wesentlich beeinflussende 
maschinentechnische Anlagen                5 Jahre,  
9. Bahnübergänge                                        2 Jahre,  
10. Aufzüge, Fahrtreppen und Fahrsteige   1 Jahr,  
11. Fahrzeuge, nach Zurücklegung von 500.000 km, spätestens jedoch 
nach                                                         8 Jahren,  
12. brandschutztechnische Anlagen            1 Jahr.  

Fristen durchzuführen  
1. Tunnel und Haltestellenbauwerke, sonstige Bahnbauwerke, 
ausgenommen Erdbauwerke                 10 Jahre,  
2. Energieversorgungsanlagen                  5 4 Jahre,  
3. Brücken                                                    6 Jahre,  
4. Fahrleitungsanlagen                                 5 Jahre,  
5. Gleisanlagen                                             5 Jahre,  
6. Zugsicherungsanlagen                              5 Jahre,  
7. Signalanlagen                                           5 Jahre,  
8. die Betriebssicherheit wesentlich beeinflussende maschinentechnische 
Anlagen                5 Jahre,  
9. Bahnübergänge                                        2 Jahre,  
10. Aufzüge, Fahrtreppen und Fahrsteige   1 Jahr,  
11. Fahrzeuge, nach Zurücklegung von 500.000 km, spätestens jedoch 
nach                                                         8 Jahren,  
12. brandschutztechnische Anlagen            1 Jahr. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 sind Betriebsanlagen und Fahrzeuge 
auch nach Unfällen oder Zwischenfällen, bei denen Teile beschädigt 
worden sind, die die Betriebssicherheit beeinträchtigen können, einer 
Inspektion zu unterziehen. 

 

(5) Wenn auf Grund von Feststellungen, Berichten, Untersuchungen 
oder Gutachten hinreichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass bei 
Betriebsanlagen oder Fahrzeugen die Betriebssicherheit gefährdet sein 
kann, kann die Technische Aufsichtsbehörde abweichend von Absatz 3 
kürzere Fristen festsetzen. 

 

(6) Die Instandhaltung ist vom Unternehmer zu dokumentieren. Der 
Dokumentation sind die für den Bau und die Instandhaltung 
wesentlichen Unterlagen beizugeben, insbesondere die 
Inbetriebnahmegenehmigung sowie bei Betriebsanlagen die Unterlagen, 
die dem Zustimmungsbescheid zu Grunde gelegen haben. 

 

(7) Die Dokumentation über die Instandhaltung ist vom Unternehmer 
bis zur Außerbetriebsetzung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge 
aufzubewahren. Abweichend ist die Dokumentation über die Wartung 
bis zur nächsten Inspektion, mindestens jedoch drei Jahre 
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aufzubewahren 
§ 61 Aufsicht über den Bau von Betriebsanlagen § 61 Aufsicht über den Bau von Betriebsanlagen und Fahrzeugen 
(1) Die Technische Aufsichtsbehörde beaufsichtigt den Bau von 
Betriebsanlagen und Fahrzeugen. Sie kann sich dabei auf Stichproben 
beschränken. Sie kann verlangen, daß Beginn und Beendigung 
bestimmter Bauarbeiten rechtzeitig angezeigt werden. 
 

Die Technische Aufsichtsbehörde beaufsichtigt den Bau von 
Betriebsanlagen und Fahrzeugen. Sie kann sich dabei auf Stichproben, 
bei Fahrzeugen auf das erste Fahrzeug einer Serie, beschränken. Sie 
kann verlangen, daß Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbeiten 
rechtzeitig angezeigt werden. 

(2) Die Aufsicht umfaßt insbesondere Feststellungen über  
1. die Ordnungsmäßigkeit der Bauausführung, 
2. die Brauchbarkeit der verwendeten Baustoffe und Bauteile, 
3. die ausreichende Sicherung des durch den Bau berührten 
Fahrbetriebes. 

 

(3) Den mit der Aufsicht Beauftragten ist Zutritt zur Baustelle oder 
Fertigungsstelle sowie Einblick in die für die Aufsicht erforderlichen 
Unterlagen zu gewähren. 

 

§ 62  
Inbetriebnahmegenehmigung für Betriebsanlagen und Fahrzeuge 

§ 62  
Inbetriebnahmegenehmigung für Betriebsanlagen und Fahrzeuge 

[Absätze 1 bis 6 unverändert] 
(7) Ist die Feststellung hinsichtlich der Betriebssicherheit getroffen, darf 
die Betriebsanlage oder das erste Fahrzeug einer Serie vor der 
Genehmigung der Inbetriebnahme vorläufig in Betrieb genommen 
werden, wenn die Technische Aufsichtsbehörde nichts anderes 
bestimmt hat. 

 
(7) Ist die Feststellung hinsichtlich der Betriebssicherheit getroffen, darf 
die Betriebsanlage oder das erste Fahrzeug einer Serie dürfen 
Betriebsanlagen oder Fahrzeuge vor der Genehmigung der 
Inbetriebnahme vorläufig in Betrieb genommen werden, wenn die 
Technische Aufsichtsbehörde nichts anderes bestimmt hat. 

§ 64 Übergangsvorschrift § 64 Übergangsvorschrift 
1Werden in dieser Verordnung an den Bau von Betriebsanlagen oder 
Fahrzeugen andere Anforderungen als nach dem bis zum 22. Dezember 
2016 geltenden Recht gestellt, brauchen bestehende oder im Bau 
befindliche Betriebsanlagen oder Fahrzeuge den Vorschriften dieser 
Verordnung nicht angepasst zu werden. 2Die Technische 
Aufsichtsbehörde kann eine Anpassung verlangen, wenn die Sicherheit 
dies erfordert. 3Abweichend von Satz 1 gelten für die nach § 30 Absatz 
8 Nummer 3 zu stellenden Anforderungen eine Übergangsfrist von 
sechs Jahren und für die nach § 46 Absatz 5 zu stellenden 
Anforderungen eine Übergangsfrist von acht Jahren. 

1Werden in dieser Verordnung an den Bau von Betriebsanlagen oder 
Fahrzeugen andere Anforderungen als nach dem bis zum 22. Dezember 
2016  geltenden Recht gestellt, brauchen zu diesem Zeitpunkt 
bestehende oder im Bau befindliche Betriebsanlagen oder Fahrzeuge den 
Vorschriften dieser Verordnung nicht angepasst zu werden. 2Werden in 
dieser Verordnung an den Bau von Betriebsanlagen oder Fahrzeugen 
andere Anforderungen als nach dem bis zum [einfügen: Datum der 
Verkündung dieser Änderungsverordnung] geltenden Recht gestellt, 
brauchen bestehende oder zu diesem Zeitpunkt im Bau befindliche 
Betriebsanlagen oder Fahrzeuge den Vorschriften dieser Verordnung 
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nicht angepasst zu werden. 3Die Technische Aufsichtsbehörde kann eine 
Anpassung verlangen, wenn die Sicherheit dies erfordert. 4Abweichend 
von Satz 1 gelten für die nach § 30 Absatz 8 Nummer 3 zu stellenden 
Anforderungen eine Übergangsfrist von sechs Jahren und für die nach § 
46 Absatz 5 zu stellenden Anforderungen eine Übergangsfrist von acht 
Jahren. 

 


